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Bonn, den 15. Mai 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Bildung eines 
vorläufigen Bewertungsbeirates 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner Sitzung vom 12. Mai 1950 nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Der darin ausgesprochenen Bitte des Bundesrates bezüglich der Aus- 
wahl der Mitglieder für den Bewertungsbeirat wird bereits dadurch 
Rechnung getragen, daß die Mitglieder nach § 2 Absatz 2 des Ge- 
setzentwurfes auf Vorschlag des Bundesrates berufen werden. Dieses 
Vorschlagsrecht sichert dem Bundesrat die Berücksichtigung seiner 
Wünsche zu und bewirkt eine sinngemäße Aufteilung der Mitglie- 
der auf die interessierten Länder. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gehr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb : Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nictzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Bildung eines vorläufigen 
Bewertungsbeirats 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


§1 


Bildung des 

vorläufigen Bewertungsbeirats 

(1) Zur Vorbereitung einer neuen Hauptfeststellung 
der Einheitswerte für die wirtschaftlichenEinheiten 
des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 
wird beim Bundesministerium der Finanzen ein 
vorläufiger Bewertungsbeirat gebildet. 

(2) Der vorläufige Bewertungsbeirat gliedert sich in 
eine landwirtschaftliche Abteilung, eine forstwirt- 
schaftliche Abteilung, eine Weinbauabteilung und 
eine Gartenbauabteilung. 


§ 2 


Mitglieder des 

vorläufigen Bewertungsbeirats 

(1) Dem vorläufigen Bewertungsbeirat gehören an: 

1. in allen Abteilungen der Bundesminister der 
Finanzen oder ein von ihm beauftragter 
Bundesbeamter als Leiter des vorläufigen Be- 
wertungsbeirats; 

2. in den einzelnen Abteilungen: 

a) in der landwirtschaftlichen Abteilung 
sieben Mitglieder, 

b) in der forstwirtschaftlichen Abteilung 
sechs Mitglieder, 

c) in der Weinbauabteilung fünf Mitglieder, 

d) in der Gartenbauabteilung fünf Mitglieder. 

Nach Bedarf können vorübergehend weitere 
Mitglieder berufen werden. 

(2) Die Mitglieder werden durch den Bundesmini- 
ster der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten auf Vorschlag des Bundesrates berufen. Die 
Berufung der Mitglieder kann nur bei Vorliegen 
eines wichtigen Grundes mit Zustimmung des Bun- 
desrates zurüdkgenommen werden. An Stelle eines 
ausscheidenden Mitglieds ist ein neues Mitglied zu 
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berufen. Die Mitglieder müssen über ausreichende 
Sachkenntnis auf dem betreffenden Gebiet ver- 
fügen. Die Berufung gilt bis zum 31. Dezember 
1951; sie kann vom Bundesminister der Finanzen 
über diesen Zeitpunkt hinaus verlängert werden. 

(3) Die berufenen Mitglieder haben bei Beginn ihrer 
Tätigkeit dem Leiter des vorläufigen Bewertungs- 
beirats zu geloben, bei den Verhandlungen des vor- 
läufigen Bewertungsbeirats ohne Ansehen der Per- 
son nach bestem Wissen und Gewissen zu ver- 
fahren, die Verhandlungen und die dabei zu ihrer 
Kenntnis gelangenden Verhältnisse der Steuer- 
pflichtigen geheimzuhalten und Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnisse nicht unbefugt zu verwerten. 
Verstöße gegen diese Bestimmung werden nach den 
Vorschriften bestraft, die für die Verletzung des 
Steuergeheimnisses gelten. 


§3 


Tätigkeit des 

vorläufigen Bewertungsbeirats 

(1) Der Bundesminister der Finanzen oder ein von 
ihm beauftragter Vertreter führt die Geschäfte des 
vorläufigen Bewertungsbeirats und leitet die Ver- 
handlungen. Er kann eine Geschäftsordnung für 
den vorläufigen Bewertungsbeirat erlassen und be- 
stimmt die Entschädigung der Mitglieder, die nicht 
Beamte sind. 

(2) Die einzelnen Abteilungen des vorläufigen Be- 
wertungsbeirats sind beschlußfähig, wenn minde- 
stens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Bei 
Abstimmungen entscheidet die Stimmenmehrheit; 
bei Stimmengleichheit die Stimme des Leiters. 

(3) Der vorläufige Bewertungsbeirat hat seinen 
Sitz am Sitz des Bundesministeriums der Finanzen. 
Er Ist berechtigt, im gesamten Bundesgebiet Amts- 
handlungen vorzunehmen; er hat die Befugnisse, 
die den Finanzämtern im Steuerermittlungsver- 
fahren zustehen. 

(4) Die Amtshandlungen des vorläufigen Bewer- 
tungsbeirats sind nicht öffentlich. Der vorläufige 
Bewertungsbeirat kann nach seinem Ermessen Sach- 
verständige hören; § 2 Absatz 3 gilt sinngemäß. 

(5) Der vorläufige Bewertungsbeirat kann einzelne 
Aufgaben an Ausschüsse übertragen, die aus seinen 
Mitgliedern gebildet werden. 


Nichtanwendbarkeit 
von Bestimmungen des Reichs- 
bewertungsgesetzes 

Für die Dauer der Gültigkeit dieses Gesetzes sind 
die Bestimmungen des Reichsbewertungsgesetzes 
über den Bewertungsbeirat nicht anzuwenden. 
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§5 


Schätzung ausgewählter Boden- 
flächen als M u s t e r s t ü c k e 

Die Tätigkeit des vorläufigen Bewertungsbeirats 
erstreckt sich auch auf die Schätzung ausgewählter 
Bodenflächen als Musterstücke im Sinn des § 4 
Absatz 1 des Bodenschätzungsgesetzes vom 16. Ok- 
tober 1934 (RGBl. I S. 1050). 


§6 


Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 

Allgemeines 

Tür die Feststellung der Einheitswerte des land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögens ist nach dem Rcichsbcwcrtungsgesctz der Ertrags- 
wert maßgebend. Dazu müssen sämtliche natürlichen und wirt- 
schaftlichen Ertragsbedingungen festgestellt werden. Die Einheits- 
werte werden in einem vergleichenden Verfahren ermittelt. Grund- 
lage für die Bewertung sind die Bewertungsstützpunkte, die im 
ganzen Bundesgebiet einheitlich und gleichmäßig bewertet werden 
müssen. Dies sind die Aufgaben des Bewertiingsbeirats seit Bestehen 
des Reichsbewertungsgesetzes. 

Der bisherige Bewertungsbeirat besteht nicht mehr. Er muß deshalb 
neu gebildet werden. Unabhängig von einer Neufassung des Reichs- 
bewertungsgesetzes ist vorweg eine gesetzliche Grundlage für die 
Tätigkeit eines neuen Bewertungsbeirats zu schaffen, damit er sobald 
wie möglich mit seinen Arbeiten für eine Vorbereitung der neuen 
FFauptfcststellung beginnen kann. Bei dem nach diesem Gesetz- 
entwurf zu bildenden Bewertungsbeirat handelt es sich um eine vor- 
läufige Regelung, die bei einer Neufassung des Reichsbewertungs- 
gesetzes ersetzt werden soll. Im Gesetzentwurf wird deshalb der 
Bewertungsbeirat als vorläufiger Bewertungsbeirat bezeichnet. 

Die Bestimmungen des Rcichsbewertungsgesetzes von 1934 sind auf 
den neu zu bildenden vorläufigen Bewertungsbeirat nicht mehr an- 
wendbar. Nach dem Entwurf werden die bisherigen Bestimmungen 
über den Bewertungsbeirat den veränderten Verhältnissen angepaßt. 
Entsprechend dem staatlichen Neuaufbau des Bundesgebietes auf 
föderalistischer Grundlage sieht der Entwurf auch einen stärkeren 
Einfluß der Länder auf die Zusammensetzung des vorläufigen Be- 
wertungsbeirats vor. 

Das Gesetz bedarf nach Artikel 105 des Grundgesetzes der Zustim- 
mung des Bundesrates. 


Im Einzelnen 

Zu§ 1 

Der vorläufige Bewertungsbeirat wird anstelle des seit der Besetzung 
im Jahre 1945 nicht mehr bestehenden Bewertungsbeirats beim Bun- 
dcsministcrium der Finanzen gebildet. Seine Aufgabe ist die Vor- 
bereitung einer neuen Hauptfeststellung der Einheitswerte für die 
wirtschaftlichen Einheiten des land- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögens. 

Auch nach dem Reichsbewertungsgesetz war der Bewertungsbeirat 
in verschiedene Abteilungen gegliedert. Er hatte drei Abteilungen, 
und zwar eine landwirtschaftliche, eine forstwirtschaftliche und eine 
Weinbau- Abteilung. Die Erweiterung des vorläufigen Bewertungs- 
beirats um eine Gartenbauabteilung entspricht einem praktischen 
Bedürfnis und der Bedeutung des Gartenbaues innerhalb der Boden- 
wirtschaftszweige. — Der Reichsminister der Finanzen hatte früher 
schon den Bewertungsbeirat für Fragen der Bewertung des Garten- 
baues durch ständige gärtnerische Sachverständige ergänzen müssen. 

Zu § 2 

Es empfiehlt sich, die Zahl der Mitglieder der einzelnen Abteilungen 
im Gesetz selbst festzulegen, wie das auch schon im Reichsbewer- 
tungsgesetz nach den §§41 Absatz 2, 46 Absatz 1 und 47 Absatz 5 
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der Fall war. Der Entwurf sieht von einer Aufteilung der Mitglieder 
auf die einzelnen Länder ab. Das Vorschlagsrecht und damit auch 
die Auswahl geeigneter Mitglieder überträgt er dem Bundesrat als 
der verfassungsmäßigen Vertretung der Länder. Durch dieses Vor- 
schlagsrecht wird erreicht, daß eine sinngemäße Aufteilung der Mit- 
glieder des vorläufigen Bewertungsbeirats auf die interessierten Län- 
der erfolgt. 

Die Mitglieder werden entsprechend der früheren Regelung durch 
den Bundesminister der Finanzen berufen. Die Beteiligung des Bun- 
desministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ist wegen 
der Bedeutung der Einheitswerte auch für andere als steuerliche 
Zwecke erforderlich. Maßgebend für die Auswahl der Mitglieder 
kann allein ihre sachliche Eignung für die Bewertungs- und Schät- 
zungsfragen sein; dieser Grundsatz ist deshalb im Entwurf besonders 
hervorgehoben. 

Die Berufung der Mitglieder gilt nach dem Entwurf bis zum 31. De- 
zember 1951. Es ist daran gedacht, auf den 1. Januar 1952 eine neue 
Hauptfeststellung durchzuführen. Für diese Hauptfeststellung 
wird das Reichsbewertungsgesetz neu gefaßt werden. Bei dieser 
Neufassung des Bewertungsgesetzes, in das möglicherweise der Inhalt 
dieses Entwurfes mit aufgenommen wird, wird bestimmt werden, 
für welche Zeit die Mitglieder des Bewertungsbeirats Jeweils berufen 
werden. Es ist deshalb ln diesem Entwurf vorgesehen, daß der Bun- 
desminister der Finanzen die Berufung der Mitglieder des vorläufigen 
Bewertungsbeirats über den 31. Dezember 1951 hinaus verlängern 
kann. 

Die vorübergehende Berufung weiterer Mitglieder Ist vorgesehen, um 
besonderen, im voraus nicht zu übersehenden Bedürfnissen Rech- 
nung tragen zu können. Dies hat sich auch schon früher in Sonder- 
fällen bewährt. 

Absatz 3 des Entwurfs entspricht der Bestimmung des bisherigen 
§ 41 Absatz 3 des Reichsbewertungsgesetzes. 

Zu § 3 

Die Vorschriften über die Tätigkeit des vorläufigen Bewertungs- 
beirats entsprechen im wesentlichen den Bestimmungen des 5 42 
des Reichsbewertungsgesetzes, von denen abzuweichen ein Anlaß 
nicht besteht. Neu ist die in Absatz 2 vorgesehene Abstimmung 
innerhalb des vorläufigen Bewertungsbeirats und die in Absatz 5 
vorgesehene Möglichkeit der Bildung von Ausschüssen für die Er- 
ledigung bestimmter Einzelaufgaben. Die Bestimmung des Ab- 
satzes 5 dient der Vereinfachung. 

Zu §4 

Die Bestimmungen des Reichsbewertungsgesetzes, die für den Be- 
wertungsbeirat gelten, sind überholt und auf den vorläufigen Be- 
wertungsbeirat nicht mehr anwendbar. Es ist deshalb erforderlich, 
eine Anordnung darüber zu treffen, daß die Bestimmungen des 
Reichsbewertungsgesetzes über den Bewertungsbeirat für die Dauer 
der Gültigkeit des Gesetzes über die Bildung eines vorläufigen Be- 
wertungsbeirats nicht anzuwenden sind. Eine formelle Aufhebung 
dieser Bestimmungen des Reichsbewertungsgesetzes soll erst erfolgen, 
wenn das Reichsbewertungsgesetz durch eine Neufassung ersetzt 
wird. 

Die für die Bildung eines vorläufigen Bewertungsbeirats notwendig 
gewordenen Ersatzregelungen sind durch die §§ 1 bis 3 des Entwurfs 
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eingeführt. Für die Arbeit des vorläufigen Bewertungsbeirats, die 
lediglich in einer Vorbereitung einer neuen Hauptfeststellung der 
Einheitswerte für die wirtschaftlichen Einheiten des land- und forst- 
wirtschaftlichen Vermögens besteht, sind gesetzliche Regelungen 
nicht erforderlich. 

Zu § 5 

Der vorläufige Bewertungsbeirat soll auch die Befugnisse des frü- 
heren Reichsschätzungsbeirats nach dem Bodenschätzungsgesetz 
wahrnehmen. Der Grund liegt einerseits in der Auflösung des ehe- 
maligen Reichsschätzungsbeirats, dessen Neubildung im Hinblick 
auf die fortgeschrittene Durchführung der Bodenschätzung nicht 
mehr vertreten werden kann, andererseits ln dem Bedürfnis nach 
einer Instanz, die gegebenenfalls in der Lage ist, Fragen aus dem 
Arbeitsgebiet der Bodenschätzung zu beurteilen. Hierfür ist der 
Bewertungsbeirat nach seiner Zusammensetzung und Zweckbestim- 
mung besonders geeignet. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Deutschen Bundesrates 


Bonn, den 12. Mai 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Unter Bezugnahme auf das Schreiben - BK 1 1 14/50 - vom 26. April 
1950 beehre ich mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat in 
seiner Sitzung am 12. Mai 1950 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, gegen den 

Entwurf eines Gesetzes über die Bildung eines 
vorläufigen Bewertungsbeirates 

keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat bittet, daß als Mitglieder in den vorläufigen Bewer- 
tungsbeirat insbesondere Vertreter des Landes berufen werden, in 
dessen Gebiet Mustergrundstiieke geschätzt oder Vergleichsbetriebe 
bewertet werden, und daß bei der Besetzung des Beirates die 
Länder mit vorwiegender Agrarwirtschaft besonders berücksichtigt 
werden. 


In Vertretung 
Dr. Fecht 
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